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Leitsätze des Urteils 

1. Wettbewerb — Zusammenschlüsse — Zuständigkeit der Kommission — Bestimmung für 
die gesamte Dauer des Verfahrens zu einem Zeitpunkt, der in engem Zusammenhang mit 
der Anmeldung steht 
(Verordnung Nr. 4064/89 des Rates, Art 1 Abs. 2 und 3, Art. 5 und 8 Abs. 2 Satz 2) 
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2. Wettbewerb — Zusammenschlüsse — Prüfung durch die Kommission — Verhältnis­
mäßigkeit der Bedingungen und Auflagen, die den Unternehmen vorgeschrieben werden, 
um den angemeldeten Zusammenschluss mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu 
machen 

(Verordnung Nr. 4064/89 des Rates, Art 2 und 8 Abs. 2) 

3. Wettbewerb — Zusammenschlüsse — Prüfung durch die Kommission — Keine 
Verpflichtung zur Berücksichtigung von Entscheidungen der nationalen Behörden 

(Verordnung Nr. 4064/89 des Rates) 

1. Die Zuständigkeit der Kommission für 
die Prüfung eines Unternehmenszusam­
menschlusses im Rahmen der Verord­
nung Nr. 4064/89 über die Kontrolle 
von Unternehmenszusammenschlüssen 
muss zu einem bestimmten Zeitpunkt 
für die gesamte Dauer des Verfahrens 
feststehen. Angesichts der Bedeutung, 
die der Anmeldeverpflichtung in dem 
vom Gemeinschaftsgesetzgeber geschaf­
fenen Kontrollsystem zukommt, muss 
dieser Zeitpunkt in engem Zusammen­
hang mit der Anmeldung stehen. Denn 
sowohl das Bemühen um Rechtssicher­
heit, das voraussetzt, dass sich die für die 
Prüfung eines Unternehmenszusam­
menschlusses zuständige Behörde auf 
vorhersehbare Weise bestimmen lässt, 
als auch das Gebot der Zügigkeit, das die 
allgemeine Systematik der Verordnung 
Nr. 4064/89 kennzeichnet und die 
Kommission im Hinblick auf den Erlass 
der abschließenden Entscheidung zur 
Einhaltung strikter Fristen verpflichtet 
— ohne eine solche abschließende Ent­
scheidung gilt der Zusammenschluss als 
mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar 
—, erfordern, dass die nach den in Art. 1 
Abs. 2 und 3 sowie Art. 5 der Verord­
nung Nr. 4064/89 festgelegten Kriterien 
einmal begründete Zuständigkeit der 
Kommission für einen bestimmten Vor­

gang nicht jederzeit wieder in Frage 
gestellt oder ständig Änderungen unter­
worfen werden kann. 

So verliert zwar die Kommission ihre 
Zuständigkeit für die Prüfung eines 
Zusammenschlusses selbstverständlich 
dann, wenn die beteiligten Unterneh­
men das Zusammenschlussvorhaben 
vollständig aufgeben, jedoch verhält es 
sich anders, wenn die Beteiligten nur für 
einen Teil des Vorhabens Änderungen 
vorschlagen. Solche Vorschläge können 
nicht dazu führen, dass die Kommission 
zur Überprüfung ihrer Zuständigkeit 
gezwungen wird, da andernfalls die 
betreffenden Unternehmen den Ablauf 
des Verfahrens und die Wirksamkeit der 
vom Gesetzgeber gewollten Kontrolle 
erheblich stören könnten, indem sie die 
Kommission zwängen, ständig ihre Zu­
ständigkeit zu überprüfen, statt die 
Sache materiell-rechtlich zu prüfen. 
Diese Auslegung wird durch den Wort­
laut von Art. 8 Abs. 2 Unterabs. 2 der 
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Verordnung Nr. 4064/89 bestätigt, der 
klar erkennen lässt, dass es sich sowohl 
bei den von den Unternehmen vorge­
schlagenen als auch bei den von ihnen 
eingegangenen Verpflichtungen um 
Umstände handelt, die die Kommission 
bei der Prüfung der materiell-rechtli­
chen Frage zu berücksichtigen hat, ob 
der Zusammenschluss mit dem Gemein­
samen Markt vereinbar oder unverein­
bar ist, dass aber umgekehrt der 
Kommission durch diese Verpflichtun­
gen nicht ihre Zuständigkeit entzogen 
werden kann, da diese im ersten Ver­
fahrensabschnitt geprüft worden ist. 

(vgl. Randnrn. 38-43) 

2. Die Grundregeln der Verordnung 
Nr. 4064/89 über die Kontrolle von 
Unternehmenszusammenschlüssen und 
insbesondere ihr Art. 2 räumen der 
Kommission ein gewisses Ermessen na­
mentlich bei Beurteilungen wirtschaft­
licher Art ein. Folglich muss die vom 
Gemeinschaftsrichter vorzunehmende 
Kontrolle der Ausübung eines solchen 
— in der Festlegung der Regeln für 
Zusammenschlüsse wesentlichen — Er­
messens unter Berücksichtigung des 
Wertungsspielraums erfolgen, der den 
Bestimmungen wirtschaftlicher Art, die 
Teil der Regelung für Zusammen­
schlüsse sind, zugrunde liegt. 

Insbesondere ist zur Kontrolle der Ver­
hältnismäßigkeit der Bedingungen und 
Auflagen, die den an einem Unterneh-
menszusammenschluss Beteiligten von 
der Kommission nach Art. 8 Abs. 2 der 
Verordnung Nr. 4064/89 vorgeschrieben 
werden können, nicht zu prüfen, ob der 
Zusammenschluss nach Erfüllung dieser 
Bedingungen und Auflagen noch ge­
meinschaftsweite Bedeutung hat, son­
d e r n s i c h e r z u s t e l l e n , da s s d ie 
Bedingungen und Auflagen dem fest­
gestellten Wettbewerbsproblem ange­
messen sind und dessen vollständige 
Behebung ermöglichen. 

(vgl. Randnrn. 53-54) 

3. Entscheidungen der nationalen Behör­
den können angesichts der genauen 
Zuständigkeitsverteilung, auf der die 
Verordnung Nr. 4064/89 über die Kon­
trolle von Unternehmenszusammen­
schlüssen beruht, für die Kommission 
in Verfahren der Zusammenschlusskon­
trolle nicht bindend sein. 

(vgl. Randnr. 56) 
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